
recht der DDR trotz der Gleichheit der Anknüpfungs­
regeln zum Ausdruck kommt.
b) Die Annahme der Rückverweisung (Renvoi)
Soll man in das Kollisionsrecht der DDR eine Vorschrift 
über die Annahme der Rückverweisung aufnehmen? 
Die prinzipielle Begründung für die Annahme des 
Renvoi im sozialistischen Kollisionsrecht hat Lunz17 ge­
geben, wobei er sich mit widersprechenden Meinungen 
anderer sozialistischer Autoren auseinandersetzt. Ich 
glaube, daß die Beantwortung der Frage auch von der 
konkreten Gestaltung der einzelnen Kollisionsnormen 
abhängt, und möchte daher meinen, daß die Aufnahme 
einer Bestimmung über den Renvoi in den Allgemeinen 
Teil unseres Kollisionsrechts sich erübrigt. Wo einzelne 
Kollisionsnormen des Besonderen Teils Anlaß dazu 
geben sollten, wäre die Annahme des Renvoi im Zu­
sammenhang mit ihnen vorzuschreiben.

c) Die Qualifikation
Eine schwierige Frage stellt das sog. Qualifikationspro­
blem dar, bei dem es letzten Endes um die Stellung 
unseres sozialistischen Kollisionsrechts zu den verschie­
denartigen Systemen rechtlicher Kategorien in den an­
zuwendenden Rechtsordnungen geht. Es versteht sich 
von selbst, daß dieses Problem, das im Verhältnis zu 
den übrigen sozialistischen Staaten von untergeordne­
ter, ja fast überhaupt nicht von Bedeutung ist, von 
großer Wichtigkeit im Verhältnis zu den bürgerlichen 
Rechtsordnungen ist. Hier ist jedoch nicht der Ort, 
diese Frage näher zu behandeln. Es genügt, auf die 
Ergebnisse der sozialistischen Rechtswissenschaft zu 
diesem Problemkreis zu verweisen. Lunz, der dieses 
Problem auch monographisch18 untersucht hat, geht da- 
von aus, daß von den beiden Möglichkeiten der Quali­
fikation nach der lex causae und der nach der lex fori 
(Recht des Gerichts) die letztere im allgemeinen keine 
Anwendung findet19. Diese von den grundlegenden 
Zielen des sozialistischen Kollisionsrechts ausgehende 
Methode der Auslegung der Kollisionsnormen — denn 
darum handelt es sich bei der Qualifikation — wird auch 
in unsere geplante Regelung Eingang finden. Eine Vor­
schrift müßte also die prinzipielle Qualifikation nach 
der lex causae festlegen und Abweichungen davon nur 
gestatten, wenn das die Erreichung der Ziele unseres 
Kollisionsrechts, die zu Beginn des Allgemeinen Teils 
niederzulegen wären, notwendig macht.

d) Die Gesetzesumgehung und ihre Folgen
Mit dem Blick auf Rechtssubjekte aus den kapitalisti­
schen Ländern sind auch die Gesetzesumgehung und 
ihre Folgen zu regeln, und zwar unabhängig davon, ob 
die Gesetzesumgehung im allgemeinen im ZGB ihre 
Regelung findet, da die Gesetzesumgehung im Kolli­
sionsrecht auch dann vorkommt, wenn das ZGB im 
allgemeinen gar nicht Anwendung findet. Das Vorliegen 
einer auf die Gesetzesumgehung gerichteten Absicht 
wird man nicht verlangen dürfen, da einzige Folge der 
Gesetzesumgehung die Maßgeblichkeit des umgangenen 
Rechts ist.

e) Der Vorrang internationaler Abkommen 
Schließlich wird der Allgemeine Teil die Bestimmung 
enthalten müssen, daß internationale Abkommen, die 
Fragen des Kollisionsrechts regeln, den Vorrang vor 
den Normen unseres „internen“ Kollisionsrechts haben.

Die Zivilrechtsfähigkeit von Ausländern
Nicht ihrer geringen Bedeutung, sondern nur des Feh­
lens der kollisionsrechtlichen Methode halber sei erst 
jetzt eine Frage behandelt, die von elementarer Wich-

17 Lunz, a. a. o., s. 225 ft.
18 „Das Problem der Qualifikation im Internationalen Privat­
recht“, Sowjetstaat und Sowjetrecht 1947, Nr. 9, S. 18 ff. (russ.).
19 Lunz, Internationales Privatrecht, S. 195 f.

tigkeit für die internationale friedliche Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des internationalen Zivilrechts ist: Es 
handelt sich um die Zivilrechtsfähigkeit von Auslän­
dern. Ein Verweis auf ausländisches Recht kommt in­
soweit nicht in Frage, da die Rechtsfähigkeit vom sozia­
listischen Recht allen Bürgern, unabhängig von ihrer 
Staatsangehörigkeit, von ihrem Wohnsitz usw., zuer­
kannt wird. Das ist ein humanistisches Grunderforder­
nis, von dem jedes sozialistische Rechtssystem ausgeht. 
Einschränkungen im Verhältnis zur Rechtsfähigkeit der 
Bürger des sozialistischen Staates sind nur auf einzel­
nen Gebieten möglich, auf denen z. B. die Sicherheits­
erfordernisse des sozialistischen Staates die Ausübung 
der Rechtsfähigkeit durch Ausländer nicht zulassen; 
denken wir etwa an das Führen eines Schiffes, Luft­
fahrzeuges und ähnliches. Die prinzipielle Zuerkennung 
der vollen Rechtsfähigkeit ist auch ein Prinzip des 
demokratischen Völkerrechts, das die Zuerkennung des 
sog. regime national fordert. Die sozialistischen Staaten 
kommen, wie schon gesagt, dieser Forderung streng 
nach. Wo ausländische, nichtsozialistische Staaten gegen­
über Bürgern der DDR diese Regel nicht einhalten, 
können wir im Wege der Retorsion (Vergeltungsmaß­
nahme) die Rechtsfähigkeit von Bürgern des betreffen­
den Staates einschränken20.

Internationales Urheber- und Arbeitsrecht
Es bleibt eine Reihe von Beziehungen, die hier aus 
unterschiedlichen Gründen nicht behandelt werden. Da­
hin gehört zunächst die Urheberschaft, die jedenfalls 
in der internen Gesetzgebung, von der hier die Rede 
ist, auf Grund des sog. Territorialitätsprinzips keine 
kollisionsrechtliche Regelung verlangt. Ohne dem Ur­
teil von Spezialisten vorzugreifen, möchte ich an­
nehmen, daß die Verhältnisse der Urheberschaft mit 
internationalem Element im Zusammenhang mit den 
die Urheberschaft betreffenden materiellen Normen zu 
regeln sind.
Dem Gegenstand nach gehört zum echten Kollisions­
recht der DDR auch das internationale Arbeitsrecht, das 
Lunz zum Internationalen Privatrecht rechnet21. Prak­
tisch werden für uns allerdings in der Hauptsache wohl 
nur Arbeitsrechtsverhältnisse ausländischer Werktätiger 
in Betrieben der DDR, die der DDR, ihrer Gesellschafts­
und Rechtsordnung zuzurechnen sind. Diese aber wer­
den bereits in § 7 Abs. 3 GBA geregelt. Die Aufnahme 
einer solchen einzelnen Vorschrift in das sonstige Kol­
lisionsrecht der DDR und ihr Herausreißen aus dem 
geschlossenen Arbeitsgesetzbuch wäre falsch. Das trifft 
um so mehr zu, als die vorzugsweise Anwendung un­
seres eigenen Rechts auch die Anwendung der meisten 
Vorschriften des Allgemeinen Teils unseres Kollisions­
rechts unnötig macht. Die Regelung von international 
gefärbten Arbeitsrechtsverhältnissen durch internatio­
nale Abkommen findet sich ohnehin außerhalb unseres 
internen Kollisionsrechts. Falls ausnahmsweise doch 
einmal die Entscheidung über ein Arbeitsrechtsverhält­
nis in einem ausländischen Betrieb notwendig ist, wird 
sich ohne Mühe ein Analogieschluß zum § 7 Abs. 3 GBA 
ziehen lassen. Es sei noch bemerkt, daß Verträge volks­
eigener Betriebe mit ausländischen Firmen über die 
Durchführung von Arbeiten im Ausland mit Hilfe von 
Werktätigen aus der DDR ins Recht der internationalen . 
Wirtschaftsbeziehungen der DDR gehören.

*

Wie sollen wir uns schließlich bei Verhältnissen mit 
Elementen aus Westdeutschland oder Westberlin ver-

20 Alle diese prinzipiellen Erfordernisse des demokratischen 
Völkerrechts und des sozialistischen Rechts sind in Art. 122 ff. 
der Grundlagen für die Zivilgesetzgebung der UdSSR voll 
berücksichtigt.

. 21 Lunz, a. a. O., S. 19, Anm. 18.
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